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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Gülseren Demirel, 
Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu, 
Dr. Martin Runge, Toni Schuberl, Ursula Sowa, Dr. Sabine Weigand und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Landesaktionsplan gegen Rassismus, Antisemitismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit II – Bereichsspezifische Maßnahmen: Bildung  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Landesaktionsplan gegen Rassismus, An-
tisemitismus und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF) zu beschließen. 

Der Landesaktionsplan soll folgende spezifische Maßnahmen im Bereich Bildung ent-
halten: 

1. Ergänzung der Aus- und Fortbildung von Erzieherinnen bzw. Erziehern und Kinder-
pflegerinnen und -pflegern um den Themenkomplex Diskriminierungsschutz und 
Diskriminierung im frühkindlichen Bereich 

2. Förderung von Kita-Projekten nach dem Vorbild von „Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage“ 

3. Erstellung einer Dolmetscherinnen- bzw. Dolmetscher-Liste für den Kitabereich 

4. Förderung von Vielfalt und diskriminierungssensibler Bildung durch entsprechende 
Spielmaterialien und Bücher im Schul- und Kitabereich 

5. Ergänzung der Aus- und Fortbildung von Lehrerinnen bzw. Lehrern um den The-
menkomplex Diskriminierungsschutz und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
(GMF) – Erscheinungsformen und Prävention 

6. Erstellung einer Task Force „Diskriminierungsfreie Schule“, bestehend aus Vertre-
terinnen bzw. Vertretern des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus (StMUK), 
Vertreterinnen und Vertreter des Bayerischen Schulräteverbandes, Lehrkräften al-
ler Schularten (Fachlehrkräfte und Förderlehrerinnen bzw. -lehrer eingeschlossen) 
und Seminarleiterinnen bzw. Seminarleitern 

7. Überprüfung und ggf. Austausch diskriminierenden Lehrmaterials 

8. Aufbau eines Förderprogramms und dadurch die Ermöglichung der Zertifizierung 
der Herkunftssprachkenntnisse an den Volkshochschulen 

9. Durchführung einer Studie unter Studierenden und Lehrenden zu Diskriminierungs-
erfahrungen an der Universität 

10. Entwicklung einer Kampagne für mehr Diversität im Lehramt 

11. Finanzielle Förderung von Genderprofessuren, Rassismus- und Kolonialismusfor-
schung an bayerischen Universitäten und Fachhochschulen 

12. Reform des aktuell gültigen Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) in Bezug 
auf Antidiskriminierung  

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die hierdurch anfallenden Kosten im Entwurf des 
nächsten Haushaltplans zu berücksichtigen. 
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Begründung: 

Beschäftigte können durch einen diskriminierungssensiblen Umgang in den Einrichtun-
gen sowie Antidiskriminierungsprojekte und Spiele einen großen Beitrag zur Prävention 
und Beseitigung von Diskriminierung in Kitas leisten. Wir möchten das Kita-Personal 
bei dieser verantwortungsvollen Aufgabe maximal unterstützen und fordern daher eine 
verstärkte Professionalisierung im Hinblick auf die Themenbereiche Diskriminierung 
und gruppenbezogene Vorurteile. 

Das 1995 gegründete Schulnetzwerk „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ 
gehört heute zu den bundesweit erfolgreichsten Antidiskriminierungsprojekten für den 
schulischen Bereich. Die Verleihung des Titels wie auch die Aufnahme in das Netzwerk 
motivierten tausende Schülerinnen und Schüler deutschlandweit gemeinsam gegen 
Diskriminierung und gruppenbezogene Vorurteile an einem Strang zu ziehen. Wir 
möchten dieses Erfolgskonzept auf den Bereich der Kitas ausweiten. Mit einem ent-
sprechenden pädagogischen Plan können auch Kindern im Vorschulalter Werte wie 
Gleichberechtigung, Gemeinschaft und die Wertschätzung von Vielfalt spielerisch ver-
mittelt werden. 

Etwa 28 Prozent aller Kita-Kinder haben einen „Migrationshintergrund“. Gerade in Fa-
milien, die erst seit Kurzem in Deutschland leben, kämpfen Eltern nicht selten mit 
sprachlichen Barrieren. Das kann nicht nur den Zugang zur Kita generell erschweren – 
Familien mit Zuwanderungsbiografie nehmen statistisch seltener einen Krippenplatz in 
Anspruch – sondern stellt auch die Zusammenarbeit zwischen Eltern und den Beschäf-
tigten vor neue Herausforderungen. Zwar gibt es unterschiedliche Projekte und Initiati-
ven im Bereich Dolmetschen und Sprachmitteln, die auch staatlich gefördert werden. 
Zugang und Möglichkeiten der Kostenübernahme variieren jedoch regional stark. Wir 
möchten ein einheitliches System schaffen, das Kita-Fachkräfte bayernweit entlastet 
und strukturelle Hürden für Familien mit Zuwanderungshintergrund abbaut. 

Die Verwendung diskriminierenden Spiel- und Lernmaterials kann Vorurteile und Ste-
reotype bereits im frühkindlichen Bereich schaffen und verfestigen. Umso wichtiger ist 
eine bewusste Auswahl der in Kitas verwendeten Bücher und Spielmaterialien. Die The-
matisierung von unterschiedlichen Lebensformen sowie religiöser, sprachlicher und kul-
tureller Vielfalt in Abbildungen, Geschichten und Spielen schafft die Grundlage für ein 
inklusives Miteinander und beugt Gruppendenken vor. Wir möchten Kitas verstärkt mit 
Spielen und Büchern ausstatten, die die Themen Diskriminierung und Vielfalt behan-
deln. 

Lehrerinnen und Lehrer spielen bei der Prävention und Intervention von Diskriminierung 
und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit eine zentrale Rolle. Hierfür muss es eine 
kontinuierliche fachliche Unterstützung geben, die die gesamte berufliche Laufbahn von 
Lehrkräften umfasst. Angebote zur diskriminierungskritischen Bildung finden sich über-
wiegend im Bereich der Fort- und Weiterbildung, sind aber immer noch kein verbindli-
cher Teil der Ausbildung (weder im Referendariat noch im Studium) von Lehrkräften. 
Das muss sich ändern. Die Professionalisierung der Antidiskriminierungsarbeit ist ein 
zentraler Baustein auf dem Weg zu strukturellen Veränderungen im Umgang mit Dis-
kriminierung und Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit an Schulen. 

Derzeit fehlt es in Bayern an einer institutionalisierten Austauschplattform, die sich spe-
zifisch mit dem Thema Diskriminierung an Schulen auseinandersetzt. Die Antidiskrimi-
nierungsarbeit kann nicht einzelnen engagierten Lehrkräften aufgebürdet werden, son-
dern muss strukturell verankert und gestützt werden. Wir schlagen eine „Task Force 
diskriminierungsfreie Schule“ vor, in der das StMUK, die Vertreterinnen und Vertreter 
des Bayerischen Schulräteverbandes, Lehrkräfte aller Schularten (Fachlehrkräfte und 
Förderlehrerinnen bzw. -lehrer eingeschlossen) und Seminarleiterinnen bzw. -leiter ge-
meinsam über Diskriminierungsrisiken im Schulalltag sprechen und beraten, welche 
Maßnahmen sich dagegen ergreifen lassen. 

Schulbücher und andere Lehrmittel schaffen Wissen. Umso problematischer ist es, 
wenn Lehrmaterialien Stereotype und Klischees oder gar diskriminierende Inhalte trans-
portieren. Immer wieder geraten Schulbuchverlage aufgrund sexistischer, rassistischer, 
antisemitischer oder queerfeindlicher Darstellungen in die Kritik. Obwohl im Zulas-
sungsverfahren für Lehrmittel anhand unterschiedlicher Vorgaben sichergestellt werden 
soll, dass die Unterrichtsmaterialien keine diskriminierenden oder rassistischen Inhalte 
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aufweisen, findet keine gesonderte Überprüfung der bereits verwendeten Lehrmittel 
statt. Wir fordern eine schulart- und fächerübergreifende Überprüfung der derzeit ein-
gesetzten Lehrmaterialen. Gleichzeig soll bei der Zulassung von Lehrbüchern und Un-
terrichtsmaterialien verstärkt auf eine diskriminierungssensible Darstellung geachtet 
werden. 

22,5 Prozent aller bayerischen Schülerinnen und Schüler haben eine Migrationsbiogra-
fie, viele von ihnen sind mehrsprachig aufgewachsen. Für viele Schülerinnen und Schü-
ler ergibt sich seit Abschaffung des muttersprachlichen Ergänzungsunterrichts in Bay-
ern im Jahr 2004 keine Möglichkeit, ihre Herkunftssprache zu verfestigen. Bis heute 
wird der damalige Beschluss der Staatsregierung damit gerechtfertigt, dass ein her-
kunftssprachlicher Zusatzunterricht bei Kindern mit „Migrationshintergrund“ die 
Deutschförderung beeinträchtigt. Diese Argumentation befeuert in unseren Augen die 
Stigmatisierung von Mehrsprachigkeit als ein Problem. Tatsächlich handelt es sich um 
ein erweitertes Bildungspotenzial, das wir mit unserem Maßnahmenvorschlag voll aus-
schöpfen möchten. Mit einem Förderprogramm soll es Schülerinnen und Schülern, de-
ren Herkunftssprache nicht Deutsch ist, ermöglicht werden, ihre Herkunftssprachkennt-
nisse an den Volkshochschulen zu zertifizieren. 

Die Identifikation von Diskriminierungsrisiken ist ein zentraler Baustein für die Schaffung 
eines diskriminierungsfreien Lehr- und Lernumfeldes an Hochschulen. Derzeit gibt es 
keine Daten zu der Zahl und Art von Diskriminierungserfahrungen an bayerischen Uni-
versitäten (vgl. Drs. 18/10226, S. 5.). Es soll eine Studie mit Studierenden wie auch 
Lehrenden (Mittelbau und Professuren) der Universitäten herausgearbeitet werden. Auf 
Basis dieser Forschungsergebnisse können Entscheidungen über die Ausgestaltung 
weiterführender Antidiskriminierungsmaßnahmen an den Universitäten getroffen wer-
den. 

Lehrkräfte mit Migrationsgeschichte bzw. eigenen Diskriminierungserfahrungen sind in 
Bayern unterrepräsentiert. Während fast 50 Prozent der Schülerinnen und Schüler in 
München eine Migrationsbiografie haben, trifft das auf lediglich zehn Prozent der Lehr-
kräfte zu. Um die Diversität im Lehramt zu erhöhen, soll gezielt bei Abiturientinnen und 
Abiturienten mit Migrationsgeschichte für das Lehramtsstudium geworben werden. 
Gleichzeitig sollen Lehrkräfte mit Migrationsgeschichte im Rahmen eines „Empower-
ment“-Programms durch Fortbildungen und spezielle Workshops zum Thema Diskrimi-
nierung unterstützt werden. 

Die Wissenschaft ist Impulsgeberin für gesellschaftliche und politische Veränderungen. 
Die Geschlechter-, Rassismus- und Kolonialismusforschung pflegt insbesondere an 
bayerischen Universitäten noch immer ein Schattendasein. Es fehlen damit Plattformen 
für die wissenschaftliche Erforschung von Ursachenzusammenhängen und historische 
Kontinuitäten in Bezug auf unterschiedliche gruppenbezogene Vorurteile. Das möchten 
wir durch eine Förderung entsprechender Professuren ändern. 

Das BayHSchG hat seit mehr als 14 Jahren keine grundsätzliche Überarbeitung erfah-
ren. Bisher wurde die Chance verpasst, das BayHSchG zu einem zentralen Baustein 
bei der Etablierung flächendeckender Standards für Diskriminierungsschutz und Gleich-
stellung zu machen und als Mittel zum Abbau struktureller Benachteiligungen zu nut-
zen. Unser Ziel ist es, das zu ändern! Bayern bedarf eines modernen, innovativen und 
sozialen Hochschulrechts, das den Bedürfnissen der Hochschulen und ihrer Angehöri-
gen und Mitglieder sowie den Herausforderungen der Zeit gerecht wird. Die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat deshalb einen eigenen Gesetzentwurf zur grundlegen-
den Reformierung des BayHSchG vorgelegt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/18716 

Landesaktionsplan gegen Rassismus, Antisemitismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit II - Bereichsspezifische Maßnahmen: Bildung  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Gabriele Triebel 
Mitberichterstatter: Dr. Ludwig Spaenle 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen und der Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 51. Sitzung am 2. De-
zember 2021 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
118. Sitzung am 26. Januar 2022 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst hat den Antrag in seiner 55. Sit-
zung am 26. Januar 2022 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Markus Bayerbach 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Gülseren Demirel, 
Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu, 
Dr. Martin Runge, Toni Schuberl, Ursula Sowa, Dr. Sabine Weigand und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/18716, 18/20132 

Landesaktionsplan gegen Rassismus, Antisemitismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit II – Bereichsspezifische Maßnahmen: Bildung  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge etc., die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen im Hause. Gegenstimmen? – 

Keine. Die fraktionslosen Abgeordneten sind nicht anwesend. Deshalb haben wir auch 

keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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